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STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

vom 8.11.2019 

zur Vereinbarkeit nationaler Maßnahmen der Mitgliedstaaten zum Einfrieren von 

Vermögenswerten mit dem Unionsrecht 

ERSUCHEN UM STELLUNGNAHME 

Als Hüterin der Verträge überwacht die Europäische Kommission [im Folgenden 
„Kommission“] die Umsetzung des Unionsrechts durch die Mitgliedstaaten unter der 
Kontrolle des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH)1. Im Zusammenhang mit 
restriktiven Maßnahmen nach Artikel 215 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) können die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die 
Kommission ersuchen, zur Anwendung einzelner Bestimmungen der einschlägigen 
Rechtsakte Stellung zu nehmen oder Hinweise für deren Umsetzung zu geben. Die 
Mitgliedstaaten können die Kommission auch ersuchen, Hinweise für die Auslegung von 
Artikel 215 AEUV selbst zu geben.   
Die Kommission hat ein Ersuchen einer zuständigen nationalen Behörde eines Mitgliedstaats 
um Stellungnahme zur Vereinbarkeit nationaler Maßnahmen zum Einfrieren von 
Vermögenswerten mit dem Unionsrecht erhalten.  

HINTERGRUND  

Die zuständige nationale Behörde hat folgende Frage gestellt:  
(...) „Wir bitten die Kommission, ihre Sichtweise darzulegen und zu erläutern, inwieweit es 
den Mitgliedstaaten freisteht, nationale Maßnahmen zum Einfrieren von Vermögenswerten zu 
verhängen“. 

RECHTLICHE WÜRDIGUNG 

Die Frage der zuständigen nationalen Behörde ist recht breit gefasst. Da keine weiteren 
Erläuterungen gegeben werden, wird das Ersuchen so gedeutet, dass staatliche Maßnahmen 
gemeint sind, mit denen Vermögenswerte sowohl von Personen aus der EU als auch von 
Personen aus Drittländern eingefroren werden, um Ziele zu erreichen, die möglicherweise 
unter die Ziele der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der EU und des 
Artikels 215 AEUV fallen bzw. sich mit diesen überschneiden. 
Restriktive Maßnahmen stehen in klarem Zusammenhang mit dem Funktionieren des 
Binnenmarkts und wirken sich darauf aus. Sanktionen, die das Einfrieren von 
Vermögenswerten vorsehen, haben vor allem Konsequenzen für den Kapital- und 
Zahlungsverkehr sowie die Wahrnehmung des Niederlassungsrechts und des Rechts auf 
Erbringung von Dienstleistungen durch die Wirtschaftsteilnehmer. Sie können insbesondere 
die Ausfuhren, Einfuhren, Geldtransfers, Investitionen und den Zugang zu den 
Kapitalmärkten der EU beeinträchtigen. 

                                                 
1 Gemäß den Verträgen ist nur der Gerichtshof der Europäischen Union für die verbindliche Auslegung des 

Unionsrechts zuständig. 
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In der Rechtssache Kadi I2 stellte der EuGH in seinem Urteil fest, dass angesichts des 
Zusammenhangs zwischen wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen und dem 
Funktionieren des Binnenmarkts solche Maßnahmen nicht einseitig von einem Mitgliedstaat 
verhängt werden dürfen. Ein vermehrter Rückgriff auf solche nationalen Maßnahmen könnte 
das Funktionieren des Binnenmarkts noch stärker beeinträchtigen und sich insbesondere auf 
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten auswirken. Sie könnten auch zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen, da sich etwaige Unterschiede zwischen den von den 
Mitgliedstaaten einseitig getroffenen nationalen Maßnahmen vorteilhaft oder nachteilig auf 
die Wettbewerbsstellung bestimmter Wirtschaftsteilnehmer auswirken könnten, ohne dass 
dies wirtschaftlich begründet wäre.  
Durch die weitere Klarstellung des Zwecks und der Auswirkungen restriktiver Maßnahmen 
hat die obige Rechtsprechung bestätigt, dass Artikel 215 AEUV die einzige geeignete 
Rechtsgrundlage ist, um die Umsetzung von GASP-Sanktionsregelungen im Rahmen der im 
AEUV vorgesehenen Zuständigkeiten in Bezug auf wirtschaftliche und finanzielle 
Maßnahmen und insbesondere den Binnenmarkt sicherzustellen und mögliche 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Dies geschieht durch den Erlass von Verordnungen 
des Rates, die in den Mitgliedstaaten unmittelbar gelten und eine harmonisierte Umsetzung 
der Regelungen in einem Raum ohne Binnengrenzen gewährleisten. 
Vollständigkeitshalber sei angemerkt, dass in Bezug auf den allgemeinen Rahmen für den 
freien Kapitalverkehr gemäß Artikel 63 ff. AEUV diese Bestimmungen und insbesondere die 
in Artikel 65 genannten zwingenden Gründe des Allgemeininteresses nicht so ausgelegt 
werden können, dass sie eine Rechtsgrundlage für die Einführung von Beschränkungen des 
freien Kapitalverkehrs aus Gründen bilden, die mit den Zielen des Artikels 215 AEUV 
zusammenhängen, da dies die Wirksamkeit und den Zweck dieser Bestimmung in der 
Auslegung durch den EuGH untergraben würde.  

SCHLUSSFOLGERUNG 

Die Kommission vertritt die Auffassung, dass die einseitige Annahme nationaler 

Maßnahmen zum Einfrieren von Vermögenswerten aus Gründen, die mit der 

Verwirklichung der GASP-Ziele gemäß Artikel 215 AEUV zusammenhängen, das 

Funktionieren des Binnenmarkts klar beeinträchtigen und den Zweck und die 

Wirksamkeit der obigen Bestimmung des AEUV untergraben würde. Daher wären sie 

nicht mit dem EU-Recht vereinbar. 

 
Brüssel, den 8.11.2019 

 Für die Kommission 
 Federica MOGHERINI 
 Vizepräsidentin 

                                                 
2 EuGH, verbundene Rechtssachen C-402/05 P und C-415/05 P, ECLI:EU:C:2008:461, Rn. 230. Die 

Änderungen infolge des Vertrags von Lissabon berühren nicht die Schlussfolgerungen des EuGH. 
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